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Vier kaumzubremsen
Regisseurin Astrid Keller über das neue Stück
der Zentrumbühne Bottighofen. 45

Entscheid über
Anzeige vertagt

Hefenhofen Das Büro des Gros-
senRatsmussdarüber befinden,
ob die Staatsanwaltschaft eine
Strafanzeige gegen FDP-Regie-
rungsratWalter Schönholzerwei-
terverfolgen kann. Tierschützer
Erwin Kessler wirft Schönholzer
AmtsmissbrauchundBeihilfe zur
Tierquälerei vor.Dies imZusam-
menhang mit dem Tierquäler-
Fall inderGemeindeHefenhofen
(die TZ berichtete).

DasBürohat in seinerSitzung
von Montagabend nun die Stel-
lungnahmenderbeidenParteien
gesichtet unddarüberdiskutiert.
«Wir sind aber noch in der Ent-
scheidungsfindung», sagt Vize-
präsident Turi Schallenberg (SP,
Bürglen) auf Nachfrage der
«Thurgauer Zeitung». Er über-
nimmt indiesemFall denVorsitz,
da Präsidentin Heidi Grau (FDP,
Zihlschlacht) indenAusstandge-
treten ist.DasBürowird in seiner
nächsten Sitzung entscheiden,
wie mit der Strafanzeige gegen
Regierungsrat Schönholzer zu
verfahren ist. «Am 25. Januar ist
zu diesem Thema eine Medien-
informationgeplant», sagt Schal-
lenberg. (lsf)

Rassismusvorwurfwar zulässig
Strassburg Die Stiftung gegenRassismus hat eine Aussage des SVP-Politikers BenjaminKasper als Rassismus
bezeichnet. Der EuropäischeGerichtshof fürMenschenrechte schützt nun dieMeinungsfreiheit dieser Stiftung.
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Der Ausbreitung des Islams ist
Einhalt zu gebieten und die
Schweizer Leitkultur darf sich
nicht von anderen Kulturen ver-
drängen lassen. Diese Aussagen
machteBenjaminKasper, damals
Präsident der Jungen SVP Thur-
gau, im Jahr 2009währendeiner
Rede imAbstimmungskampf für
die Minarett-Initiative. Die Stif-
tung gegen Rassismus und Anti-
semitismus (GRA-Stiftung) mit
Sitz in Zürich beschrieb diese
Aussagen auf ihrer Webseite als
«verbalen Rassismus». Kasper
klagtewegenPersönlichkeitsver-
letzung und erhielt schliesslich
2012 vor Bundesgericht Recht.
SeineÄusserungenkönntennicht
als «verbal rassistisch» verstan-
den werden, entschieden die
Richter in Lausanne. Die GRA-
Stiftung erhob gegen das Urteil
Beschwerde beim Europäischen
Gerichtshof fürMenschenrechte.

Gestern nun kommunizierte
der Gerichtshof seinen Ent-
scheid,nachdemdieSchweizmit
dem Bundesgerichtsurteil die
Meinungsäusserungsfreiheit der
Stiftung verletzt hat. Diese neh-
me in einer demokratischen Ge-
sellschaft eineähnlicheWächter-
rolle ein wie die Presse. Der Prä-
sident der Jungen SVP Thurgau sei eine Person des öffentlichen

Lebens, der inpolitischenDebat-
ten mit öffentlicher Kritik zu
rechnenhabe.DasWerturteil der
Stiftung weise eine sachliche
Grundlage auf.

«Ichhabeauchnur
meineMeinunggeäussert»
Benjamin Kasper wusste nichts
davon,dassdieGRA-Stiftungmit
dem Fall vor den Europäischen
Gerichtshof ging.ErhatdenEnt-
scheid zur Kenntnis genommen,
sagtaber:«DerGerichtshof ist für

mich nicht relevant. In der
Schweiz istdasBundesgerichtdie
höchste richterliche Instanz.»
DasArgumentmitderMeinungs-
freiheit der Stiftung ist für den
Politiker nicht schlüssig: «Ich
habe ja auch nichts anderes ge-
tan, als meine Meinung zu
äussern.» Und ob dieMeinungs-
freiheit einer Stiftung höher zu
gewichtensei alsdieeinerEinzel-
person, sei fraglich.Auf dasBun-
desgerichtsurteil zu seinenGuns-
tenhabeerdamalsvorallemposi-
tive Rückmeldungen erhalten

–auchvonGegnernderMinarett-
initiative. Kasper, der heute Ge-
meinderat von Ermatingen und
PräsidentderSVP-OrtsparteiEr-
matingen-Salenstein ist, hatnicht
vor, auf diesen Entscheid hin et-
was zu unternehmen.

BeiderStiftunggegenRassis-
mus und Antisemitismus nimmt
mandenEntscheidmitGenugtu-
ung zurKenntnis. «Damit ist der
Eingriff inunsereMeinungs- und
Pressefreiheit korrigiert wor-
den», sagt Geschäftsführer Do-
minikPugatsch.Für ihn ist dieser

Entscheid ein Präzedenzfall, der
denWertungsspielraumder Stif-
tung sichert. «Damit ist bestätigt,
dass wir diesen in unserer Funk-
tion als ‹Public Watchdog› auch
in Zukunft ausschöpfen kön-
nen.» Das Urteil zeige, dass in
politischen Auseinandersetzun-
genRaumfür freieMeinungsäus-
serungen und Wertungen be-
steht.

Die Schweiz muss die GRA-
Stiftungmit 5000Euro entschä-
digen. Das Urteil ist noch nicht
rechtskräftig.

Die Aussage eines Thurgauer SVP-Politikers zur Minarett-Initiative beschäftigte nicht nur die Schweizer Richter, sondern auch den Europäischen
Gerichtshof für Menschenrechte. Bild: Donato Caspari (12. November 2009)

Benjamin Kasper, ehemaliger Prä-
sident JSVP Thurgau. Bild: PD

Schulgemeindengehen aufKonfrontationskurs
Finanzen Die Lastenverteilung bei der Schulfinanzierung hat sichmassiv verändert. Der Anteil des Kantons ist viel

kleiner geworden. Ein Lösungsansatz der Regierung kommt bei den Schulgemeinden überhaupt nicht an.

DasProblem ist schon längerbe-
kannt. Seit der letzten Revision
desBeitragsgesetzes 2011haben
sich die Gewichte in der Schulfi-
nanzierung drastisch verscho-
ben.DerAnteil der Schulgemein-
den ist immer grösser, jener des
Kantons ständig kleiner gewor-
den. «Wennwir dieEntwicklung
so weiter laufen liessen, dann
würdenbereits 2019dieSchulge-
meinden den Kanton quersub-
ventionieren», verdeutlichteAn-
dreas Wirth, Leiter des Ressorts
Finanzen imSchulgemeindever-
band (VTGS), gestern an einer
Medienorientierung die Proble-
matik. InabsolutenZahlen ist die
Verschiebung ebenso eindrück-
lich: Steuerte der Kanton 2012
noch 72 Millionen Franken bei,
sind es fünf Jahre später 16 Mil-
lionen. Auch im Regierungsge-

bäudeerkanntemandasProblem
und setzte eine Arbeitsgruppe
ein, die ihren Bericht im vergan-
genen Sommer ablieferte.

Nichtaufdie
Arbeitsgruppegehört

Vertreter desVTGSsassenmit in
diesemGremium.Umsoerstaun-
ter waren sie dann über die Vor-
schläge,welchederKanton indie
Vernehmlassung schickte. «Das
deckte sichüberhauptnichtmehr
mit den Zielen der Arbeitsgrup-
pe», kritisierte Verbandspräsi-
dentHeinzLeuenberger gestern.
Statt die Parameter anzupassen,
wolle man sie nun grundlegend
verändern. Resultat: Die Schul-
gemeinden laufengegendieVor-
lageSturm.Mitdervorgeschlage-
nen Revision entziehe sich der
Kantonsogar«nochweiter seiner

finanziellen Verantwortung»,
schreibt der VTGS in seiner Ver-
nehmlassungsantwort.

Im Zentrum der Kritik steht
zum einen die angestrebte De-
ckelung des Kantonsbeitrags bei
2bis4Steuerprozenten.Nötig sei
eineBeteiligung«inderGrössen-
ordnungzwischen7und9Steuer-
prozenten», finden die Schulge-

meinden. Auch die Flexibilisie-
rung des Normsteuerfusses von
90 bis 97 Steuerprozenten wird
abgelehnt. Vor allem aber, dass
dieseramParlamentvorbei inder
regierungsrätlichen Verordnung
festgelegt werden kann. Die
Schulgemeindenverlören soPla-
nungssicherheit, kritisierte
VTGS-VorstandsmitgliedSusan-
ne Burgmer. Finanzschwache
Schulgemeinden könnten beim
Steuerfuss bis zu einerHöhe von
7 Steuerprozenten vom Regie-
rungsrat fremdgesteuertwerden.
Vorschlag des Verbandes: Ein
Normsteuerfuss von 94 Steuer-
prozenten−verankert imGesetz.
Schliesslich lehnen die Schulge-
meindenaucheineErhöhungder
Teilnormsteuerfüsse ab, wie sie
die Regierung vorschlägt. Um
keine Verlierer zu produzieren,

solle der Teilsteuerfuss für die
Besoldung ebenfalls im Gesetz
undnicht inderVerordnung fest-
gelegt werden, und zwar bei 52
Prozent. Jener für den übrigen
Aufwandbei42Steuerprozenten.

Diese Forderungen seien
nicht übertrieben, sagte Leuen-
berger. Zwar sei der Beitrag des
Kantons auch aufgrund der ge-
stiegenen Steuerkraft der Ge-
meinden zurückgegangen. Es
gelte nun aber, die früheren Re-
lationen bei der Höhe des Kan-
tonsanteils wieder herzustellen.
Und die Frage müsse auch er-
laubt sein: «Wo sind denn die 56
Millionen Franken hingekom-
men, die der Kanton früher für
die Schulemehr bezahlt hat?»

Christian Kamm
christian.kamm@thurgauerzeitung.chHeinz Leuenberger Bild: my

Eine Lagerwoche
kostet maximal
96 Franken

Thurgau Der Regierungsrat re-
agiert auf das Bundesgerichts-
urteil vom7.Dezember.Mit einer
Verordnungsänderungper 21. Ja-
nuar ermöglicht er den Schulen
weiterhinElternbeiträge anobli-
gatorische Lager, Klassenverle-
gungen und Exkursionen zu ver-
langen, wie er am Dienstag mit-
teilte. LautBundesgerichtdürfen
Schulen keine Beiträge an not-
wendige Sprachkurse und Dol-
metscherdienste erheben, auch
nicht für obligatorische Lager
undExkursionen.Diese sind un-
vereinbar mit dem verfassungs-
mässigenAnspruchaufkostenlo-
senGrundschulunterricht.Dadie
Eltern Kosten sparen, wenn die
Kinder imLager sind, dürfen die
Schulenallerdingsdocheinenge-
wissenBeitragverlangen.200bis
300 Franken pro Lagerwoche
sind gemäss Bundesgericht zu
viel. Zulässig seien maximal 10
bis 16 Franken pro Tag, je nach
Alter der Schüler.Da eineLager-
woche bis zu sechs Tage dauert,
ergibt sich ein Höchstbetrag von
96 Franken proWoche.

Der Regierungsrat will den
Schulenermöglichen, für die an-
stehenden Skilager Beiträge zu
erheben, bestätigtPaulRoth,Ge-
neralsekretär des Departements
für Erziehung und Kultur. Er be-
tont, dass sich das Bundesge-
richtsurteil nur aufobligatorische
Veranstaltungen bezieht, nicht
auf freiwillige Zusatzangebote
zumUnterricht. Ineinemzweiten
Schritt sei eine Änderung des
Volksschulgesetzes geplant, um
eine dauerhafte Grundlage für
Elternbeiträge an Lager und Ex-
kursionen zu schaffen. Definitiv
nichtmehrmöglich sei es, solche
für von der Schule angeordnete
Sprachkurse und für Dolmet-
scherdienste zu erheben. (wu)


